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Kommunale Handlungsspielräume für innovative 
Daseinsvorsorge in ländlichen Räumen
Wie kann kommunale Daseinsvorsorge unter den Bedingungen von Finanzdruck, 
demografischem Wandel, Klimawandel und räumlichen Disparitäten insbesondere in ländlichen 
Räumen zukunftsfähig gestaltet werden? Dieser Beitrag diskutiert Ansätze zur Schaffung 
von Handlungsspielräumen für innovatives kommunales Handeln bei der Bereitstellung 
von Infrastrukturen der Daseinsvorsorge. Im Mittelpunkt stehen Kommunen in ländlichen 
Räumen, deren Infrastrukturen unter besonderem Anpassungsdruck stehen und für die sich 
Konzepte aus hochverdichteten Räumen nur begrenzt übertragen lassen. Es zeigt sich, dass 
Kommunen aufgrund ihrer dezentralen Strukturen und der Nähe zu lokalen Bedarfen über 
erhebliche Innovationspotenziale verfügen. Deren Ausschöpfung setzt jedoch geeignete 
Rahmenbedingungen, ausreichende Ressourcen und kooperative Governance-Strukturen voraus.
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Kommunen sehen sich vielfältigen Herausforderungen 
ausgesetzt, die Auswirkungen auf die Erfüllung ihrer 
Aufgaben haben. Diese liegen allen voran im Bereich 
von Infrastrukturen der Daseinsvorsorge. Mit Daseins-
vorsorge ist die Bereitstellung grundlegender Güter 
und Dienstleistungen des Gemeinwesens gemeint, bei-
spielsweise die Versorgung mit Strom, Wasser und Heiz
energie, Müll- und Abwasserentsorgung, aber auch die 
Gesundheitsversorgung, Bildungs- und Kultureinrich-
tungen oder der öffentliche Nahverkehr (Mause, 2025). 
Die Bereitstellung von Angeboten der Daseinsvorsorge 
erfolgt in Deutschland im Rahmen des Raumordnungs-
gesetzes (§ 2 Abs. 2 ROG) und wird dort auch im Kontext 
einer ausgeglichenen und flächendeckend „angemesse-
nen“ Verfügbarkeit behandelt.

Kommunen erfüllen ihre Aufgaben in der Daseinsvorsor-
ge aber nicht im Vakuum, sondern im Kontext verschie-
dener Einflüsse und Wandlungsprozesse. Anpassungs-
druck auf Infrastrukturen der Daseinsvorsorge ergibt 
sich vor Ort durch räumlich differenzierte Wirkungen 
globaler Megatrends und regionale Besonderheiten. 
Herausforderungen und Lösungen sind daher immer an 
den spezifischen räumlichen Kontext anzupassen – auf 
alle Regionstypen übertragbare Blaupausen werden nur 
begrenzt tragfähig sein.

Von zentraler Bedeutung ist die Finanzierung von Da-
seinsvorsorge, die sowohl für Pflichtaufgaben als auch 
freiwillige kommunale Aufgaben anfällt. Die sich stetig 
verschlechternde finanzielle Lage der Kommunen (Dö-
ring & Wohltmann, 2025) führt nicht nur zu steigenden 
Defiziten und zu einer Verschuldung, sondern beschränkt 
auch verfügbare Mittel für Investitionstätigkeiten und 
freiwillige Aufgaben. Zusätzlich wirkt der demografische 
Wandel auf die Nachfrage nach Daseinsvorsorge, etwa 
durch Bevölkerungsrückgang, abnehmende Bevölke-
rungsdichte oder Alterung. Durch Mehrbedarfe, Min-
dereinnahmen und Remanenzkosten – also Kosten, die 
aufgrund sprungfixer Kostenverläufe, etwa bei Infrastruk-
turen, trotz rückläufiger Nachfrage bestehen bleiben –, 
belasten diese demografischen Veränderungen die kom-
munalen Haushalte zusätzlich (Frankenberg et al., 2026; 
Lais & Penker, 2012).
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Außerdem müssen Kommunen angesichts des voran-
schreitenden Klimawandels Naturrisiken für ihre Infra-
strukturen mitdenken und ihre Investitionen im Einklang 
mit Nachhaltigkeitszielen gestalten. Auch der technolo-
gische Wandel (z. B. im Kontext der Digitalisierung) und 
veränderte gesellschaftliche Ansprüche führen dazu, 
dass kommunale Daseinsvorsorge unter Anpassungs-
druck gerät. Insbesondere im Bereich der Kritischen 
Infrastrukturen (KRITIS) sind verstärkte Maßnahmen zur 
Erhöhung der Resilienz vor dem Hintergrund der verän-
derten geopolitischen Lage erforderlich.

Der Anpassungsdruck, der durch diese Herausforde-
rungen entsteht, trifft Kommunen in ländlich-peripheren 
und strukturschwachen Räumen in Deutschland beson-
ders stark. Hier wirken häufig eine abnehmende Bevöl-
kerungszahl, eine ohnehin geringere Redundanz der An-
gebote und eine eingeschränkte Finanzkraft zusammen. 
Durch geringere Bevölkerungsdichte werden rentable 
Mindestgrößen bei akzeptabler Erreichbarkeit schnell 
unterschritten. Klein- und Mittelstädte in ländlichen Räu-
men sind darüber hinaus häufig mit der Problematik kon-
frontiert, dass sie als Zentrale Orte bei geringer eigener 
Größe und Finanzkraft einen im Vergleich zur eigenen 
Einwohnerzahl überproportional großen Verflechtungs-
raum mitversorgen müssen (Richter & Schiller, 2020).

Die betroffenen Kommunen befinden sich damit in einer 
Zwickmühle: Auf der einen Seite ist die Daseinsvorsorge 
vielerorts zukünftig nicht mehr im gleichen Rahmen finan-
zierbar. Gleichzeitig ist aber in Anbetracht der geforderten 
Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse eine deutliche 
Einschränkung der Versorgung weder räumlich gerecht 
noch sozial und politisch tragbar. Dies ist umso wichtiger, 
wenn man bedenkt, dass eine mangelhafte öffentliche 
Versorgung auch die Attraktivität von Wohnorten beein-
flussen und damit das Potenzial, zukünftig das Bevölke-
rungswachstum in ländlichen Räumen zu stabilisieren, 
einschränken könnte.

Die bisherige Diskussion hat gezeigt, dass dringend neue 
Ansätze benötigt werden, wie die Anpassung der kom-
munalen Daseinsvorsorge zukünftig gerade in ländlichen 
Räumen gelingen kann. Dafür braucht es Lösungen, die 
an die spezifischen Kontextbedingungen der Kommunen 
in ländlichen Räumen angepasst sind. Vor diesem Hinter-
grund richtet sich der Blick auf die kommunalen Hand-
lungsspielräume bei der Bereitstellung der Daseinsvor-
sorge. Die Thematik sollte jedoch nicht nur mit Blick auf 
Herausforderungen und Risiken diskutiert werden. Es 
eröffnen sich auch Chancen und Potenziale für innova-
tive und proaktive Impulse der Kommunen, die Anpas-
sungsfähigkeit von Infrastrukturen der Daseinsvorsorge 
zu erhöhen. Diese Lösungen sind vielleicht nicht immer 

auf den ersten Blick offensichtlich, können aber durch 
geeignete Rahmenbedingungen und durch das Engage-
ment der Akteure vor Ort erreicht werden. Dieser Zusam-
menhang zwischen kommunalen Spielräumen einerseits 
und den Voraussetzungen für die Entstehung von Innova-
tionen im Bereich der Daseinsvorsorge wird mit Blick auf 
ländliche Räume im Folgenden vertiefend diskutiert.

Bedeutung kommunaler Spielräume für die 
Bereitstellung von Daseinsvorsorge

Kommunen sind als Träger für vielfältige Aufgaben der 
Daseinsvorsorge ein grundlegender Baustein des de-
zentralen föderalen Mehrebenensystems in Deutsch-
land. Diese Dezentralisierung ermöglicht eine räumlich 
differenzierte Versorgung, die lokale Bedarfe und Präfe-
renzen miteinbezieht und entsprechend der Theorie des 
Fiskalföderalismus (Oates, 1999) im Vergleich zu einer 
zentralisierten Verteilung wohlfahrtssteigernd wirken soll. 
Gleichzeitig setzt dies für den Anspruch an gleichwerti-
ge Lebensverhältnisse voraus, dass Finanzmittel in an-
gemessenem Umfang zur Verfügung stehen. Außerdem 
ergibt sich aus dem Recht auf kommunale Selbstver-
waltung (Art. 28 Abs. 2 GG), dass Kommunen über die 
Art und Weise der Aufgabenerfüllung selbst entscheiden 
können. Das bedeutet, dass ihnen (innerhalb gewisser 
Grenzen) die Möglichkeit gegeben wird, nicht nur den 
Umfang, sondern auch den Modus der Daseinsvorsorge 
zu bestimmen und dabei auch mit neuen Lösungen zu 
experimentieren.

Im internationalen Vergleich wird in zentralisierteren Sys-
temen, wie z. B. in Großbritannien, genau diese institutio-
nelle Regionalisierung administrativer Befugnisse zuneh-
mend als möglicher Vorteil für die Regionalentwicklung 
angesehen (McCann, 2024). Insbesondere kann man der 
dezentralen Versorgung zuschreiben, dass sie lokales 
Wissen und Netzwerke berücksichtigen und damit be-
darfsgerecht auf lokale Gegebenheiten reagieren kann. 
Kommunen leisten deshalb einen wichtigen Beitrag dazu, 
Regionalentwicklung unter Berücksichtigung spezifischer 
räumlicher Kontexte (place-based bzw. place-sensitive) 
umzusetzen (Grillitsch et al., 2026). Diese Flexibilität könn-
te außerdem schnellere Reaktionen auf Veränderungen 
und unvorhergesehene Ereignisse erleichtern und die 
Resilienz im Falle von Krisen erhöhen, da nur eine lokal 
passende statt einer allgemeingültigen Lösung gefunden 
werden muss.

Kommunen sind außerdem als einflussreiche Akteure zu 
verstehen, die selbst an Innovations- und Aushandlungs-
prozessen teilnehmen und, im Rahmen ihrer institutionel-
len Möglichkeiten, Regionalentwicklung aktiv gestalten. 
Als sogenannte „change agents“ (Grillitsch et al., 2026; 
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Rekers & Stihl, 2021) greifen Kommunen bzw. kommunale 
Schlüsselakteure in Veränderungsprozesse ein, können 
Ressourcen und Netzwerke mobilisieren und strategisch 
Entwicklungspfade mitbestimmen. Dabei können sie 
(Netzwerk-)Governance unterschiedlich umsetzen (Nor-
mann & Vasström, 2012), Prozesse initiieren und in Lea-
dership-Rollen begleiten (Grillitsch & Sotarauta, 2020), 
aber auch als Vorbild für andere wirken. Beispielsweise 
werden besonders Städte als Vorreiter in sozio-techni-
schen Transitionen beschrieben (Hodson & Marvin, 2010), 
obwohl ähnliche Argumente auch für Kommunen in länd-
lichen Räumen gelten können. Neben dem Engagement 
von Akteuren auf der kommunalen Ebene sind entspre-
chende Rahmenbedingungen für ihr Handeln notwendig. 
Diese strukturellen Bedingungen werden in der Literatur 
häufig auch als Möglichkeitsräume (opportunity spaces) 
bezeichnet (Grillitsch & Sotarauta, 2020; Grillitsch et al., 
2026).

Darüber hinaus sind die Kommunen die niedrigste ad-
ministrative Ebene in Deutschland und beschreiben den 
ersten Kontaktpunkt zwischen Bürger:innen und Staat. 
Die Daseinsvorsorge nimmt deshalb eine zentrale Rolle in 
der Sichtbarkeit effektiven staatlichen Handelns ein. Ge-
rade durch Unzufriedenheit und Peripherisierung, wie sie 
beispielsweise im Kontext der Geographies of Discontent 
(MacKinnon et al., 2024) beschrieben wird, kann eine Ver-
schlechterung in der Versorgungssituation auch politisch 
Schaden anrichten. Eine schlechtere räumliche Erreich-
barkeit von Infrastrukturen der Daseinsvorsorge kann 
sich negativ auf das Vertrauen in den Staat auswirken und 
damit langfristig politische Unzufriedenheit und die Unter-
stützung populistischer Parteien fördern (Stroppe, 2023; 
Rösel 2026).

Schaffung kommunaler Spielräume für innovative 
Daseinsvorsorge in ländlichen Räumen

Im Folgenden werden Ansätze skizziert, die aus Sicht der 
Autor:innen dieses Beitrags dazu geeignet sind, die not-
wendigen Voraussetzungen für kommunale Innovationen 
im Bereich der Daseinsvorsorge zu schaffen und entspre-
chende Innovationspotenziale insbesondere in ländlichen 
Räumen zu aktivieren. Dabei werden institutionelle, finan-
zielle und strategisch-strukturelle Aspekte betrachtet.

Institutionelle Voraussetzungen

„Rural Proofing“: Infrastrukturen der Daseinsvorsorge 
werden häufig von den Zentren als Knotenpunkte der Ver-
sorgung für einen definierten Verflechtungsraum gedacht. 
Dieser Ansatz stellt einen notwendigen Kompromiss zwi-
schen effizienten Mindestgrößen von Einzugsbereichen 
und einer dennoch möglichst dezentralen Konzentration 

von Angeboten der Daseinsvorsorge dar und ist grund-
sätzlich für die Sicherstellung gleichwertiger Lebensver-
hältnisse geeignet. Allerdings besteht die Gefahr, dass 
Daseinsvorsorge dadurch vor allem ausgehend von urba-
nen Zentren und vor dem Hintergrund der Gegebenheiten 
in hochverdichteten Räumen gedacht wird. Daraus resul-
tierende Regelsysteme (beispielsweise für zu erreichende 
Mindestzahlen von Nutzer:innen) werden dadurch aber 
der Realität in dünnbesiedelten Räumen mit kleinteilige-
ren Siedlungsstrukturen häufig nur unzureichend gerecht. 
Daraus leitet sich die Forderung nach einem Perspektiv-
wechsel bei der Planung von Infrastrukturen ab, der die 
spezifischen Voraussetzungen in ländlichen Räumen 
nicht als Abweichung von der Norm, sondern als eigen-
ständigen und vielfältigen Tatbestand zum Ausgangs-
punkt macht. Ein solcher Ansatz leistet einen Beitrag zum 
„Rural Proofing“ des politischen Handelns, d. h. zur Prü-
fung der Auswirkungen von Gesetzen und Regelungen 
auf ländliche Räume und zur Verhinderung struktureller 
Benachteiligungen dieses Raumtyps. Auf europäischer 
Ebene sind entsprechende Mechanismen in der Gesetz-
gebung (beispielsweise in den „Better Regulation Guideli-
nes“ der Europäischen Kommission) bereits verankert. In 
Deutschland besteht hier noch Handlungsbedarf.

Zentralörtliches System: Die zentralörtlichen Systeme der 
Bundesländer zielen darauf ab, die flächendeckende Da-
seinsvorsorge der Bevölkerung an dezentral konzentrier-
ten Standorten abzusichern – den sogenannten Zentra-
len Orten unterschiedlicher Hierarchiestufen. Gleichzeitig 
soll der räumlichen Entwicklungsdynamik eine Struktur 
gegeben werden, die einer beliebigen Zersplitterung bei-
spielsweise durch die Ausweisung von Wohngebieten 
und Gewerbeflächen vorbeugt. Durch die Festlegungen 
des zentralörtlichen Systems werden jedoch räumliche 
Strukturen geschaffen, die mitunter nur schwer zu revi-
dieren sind (z. B. aufgrund von Besitzstandswahrung) und 
die eine gewisse Starrheit aufweisen (z. B. hinsichtlich der 
möglichen Zentralitätsstufen und Verflechtungsbereiche).

Ein gewisses Maß an Flexibilisierung des zentralörtlichen 
Systems erscheint jedoch notwendig, um einerseits den 
spezifischen räumlichen Bedingungen gerade in länd-
lichen Räumen Rechnung zu tragen und andererseits 
räumliche Dynamiken zu ermöglichen. Mit Blick auf Min-
destgrößen wären hier Ausnahmen zu diskutieren, die 
bewusst zur Stabilisierung der Daseinsvorsorge in länd-
lichen Räumen zugelassen werden. Um neue räumliche 
Dynamiken zu ermöglichen, könnten flexible Einstufun-
gen diskutiert werden, die sich nur auf Teilbereiche der 
Daseinsvorsorge beziehen. Zentralörtliche Einstufungen 
könnten auch als Einstieg zunächst befristet vorgenom-
men werden, um Entwicklungsmöglichkeiten zu eröffnen, 
sofern bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind.
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Regionale Kooperationen sollten bei der Konstruktion 
zentralörtlicher Systeme noch intensiver berücksichtigt 
bzw. unterstützt werden, da diese besonders für kleine-
re Zentren in ländlichen Räumen von großer Bedeutung 
sind. Konzepte für die physische Erreichbarkeit von Ange-
boten in Zentralen Orten in Form von Mobilitätskonzepten 
sowie Alternativen durch digitale Erreichbarkeit sollten 
ebenfalls stärker mit der Weiterentwicklung zentralört-
licher Systeme verzahnt werden, da Fragen der Erreich-
barkeit in ländlichen Räumen von überragender Bedeu-
tung sind.

Experimentierklauseln: Eine Erweiterung des Gedankens 
einer Flexibilisierung innerhalb des zentralörtlichen Sys-
tems stellt die prinzipielle institutionelle Öffnung gegen-
über neuem und vor allem experimentellen Handeln dar. 
Experimentierklauseln, also befristete Ausnahmen von 
rechtlichen Vorgaben in bestimmten Kontexten, erlauben 
ein Ausprobieren neuer Lösungen und die gezielte Eva-
luation der Ergebnisse. So können Neuerungen zeitnah 
erprobt und weiterentwickelt werden, bevor der rechtliche 
Rahmen langfristig angepasst wird. Dies senkt Innovati-
onshürden, erleichtert evidenzbasierte Politikentwicklung 
und kann im Rahmen interregionaler Lernprozesse auch 
dem schnellen Transfer verschiedener lokaler Lösungen 
auf ähnliche Regionen dienen.

So wurden 2016 im Landesraumentwicklungsprogramm 
Mecklenburg-Vorpommern beispielsweise „Ländliche 
Gestaltungsräume“ als neue Raumkategorie festgelegt, 
in denen aufgrund der demografischen und strukturellen 
Lage besonders große Herausforderungen vorherrschen. 
Im Sinne der Herstellung gleichwertiger Lebensverhält-
nisse werden diese Regionen unter anderem explizit als 
Experimentierräume ausgewiesen, in denen Akteure 
ermutigt werden sollen, innovative Maßnahmen für die 
Daseinsvorsorge zu erproben. Besonders im Kontext 
knapper Ressourcen und großem Anpassungsdruck in 
ländlichen Räumen könnte die Erweiterung von Experi-
mentierklauseln (sowie finanzielle und administrative Un-
terstützung in der Umsetzung entsprechender Innovatio-
nen) Kommunen und andere an der Daseinsvorsorge be-
teiligte Akteure ermutigen und ermächtigen, neue Ideen 
zu entwickeln und umzusetzen. Von zentraler Bedeutung 
ist allerdings, dass Flexibilisierungen und Experimente 
nicht als das Austesten einer Untergrenze des Minimalan-
gebots missverstanden werden: Experimentierklauseln 
sind kein Euphemismus für den Rückbau von Angeboten 
oder die Inkaufnahme minderer Qualität.

Infrastrukturelle Spezifika: Anpassungen der Daseins-
vorsorge müssen insgesamt der großen Heterogenität 
innerhalb der relevanten Infrastrukturen Rechnung tra-
gen. Auf der einen Seite umfasst Daseinsvorsorge in 

der materiellen Dimension sowohl technische als auch 
soziale Infrastrukturen, die in unterschiedlichen Formen 
angeordnet sind (Punkt- vs. Netzinfrastrukturen). Auf 
der anderen Seite unterscheiden sich Angebote der Da-
seinsvorsorge auch in den zutreffenden Regelsystemen, 
Bedarfen und Nutzungsmuster sowie Zuständigkeiten 
(verantwortliche Akteure oder Trägerschaften). Selbst-
verständlich gelten bei der Anpassung einer technischen 
Netzinfrastruktur (wie Wasser- oder Abwassersysteme) 
andere Voraussetzungen und Möglichkeiten als bei der 
Neuorganisation einer sozialen Punktinfrastruktur (etwa 
Angebote der frühkindlichen Bildung). Anpassungen der 
Daseinsvorsorge sollten deshalb im Rahmen des spezi-
fischen Anpassungspotenzials verschiedener Infrastruk-
turen bedacht und umgesetzt werden.

Finanzielle Voraussetzungen

Damit Kommunen in ländlichen Räumen die skizzierten 
institutionellen Möglichkeitsräume für innovatives Han-
deln im Bereich der Daseinsvorsorge zielführend nutzen 
können, sind hinreichende finanzielle Mittel notwendig. 
Gerade im Bereich der materiellen Infrastrukturen sind 
Anpassungsstrategien häufig mit einmalig hohen Kosten 
verbunden. Neben den kommunalen Finanzausgleichs-
systemen der Bundesländer liegt der Fokus auf der För-
derung größerer Investitionsvorhaben.

Kommunaler Finanzausgleich: Die kommunalen Finanz-
ausgleichssysteme der Bundesländer sorgen einerseits 
für eine allgemeine Stärkung der kommunalen Finanzkraft 
(vertikale, fiskalische Funktion) und sorgen andererseits 
für einen Ausgleich zwischen Finanzkraft und Finanz-
bedarf unter den Kommunen (horizontale, redistributive 
Funktion). Die Bestimmung des Finanzbedarfs der Kom-
munen erfolgt dabei entlang verschiedener Parameter. 
Die Auswahl dieser Parameter entscheidet unter anderem 
darüber, ob in der Tendenz eher größeren Städten und 
verdichteten Räumen oder Klein- und Mittelstädten und 
dünnbesiedelten Räumen in höherem Maße Finanzbedar-
fe anerkannt werden.

Ein in vielen Bundesländern genutztes Instrument bei 
der Bedarfsbestimmung ist die Einwohnergewichtung, 
die größeren Gemeinden je Einwohner einen höheren Fi-
nanzbedarf zuspricht als kleineren. Grundsätzlich dient 
dieses Instrument dazu, die höheren Infrastrukturkosten 
größerer Gemeinden zu honorieren, die sich beispiels-
weise durch ihre Funktion als Zentrale Orte für die Ver-
sorgung ihres Umlands ergeben. Mit Blick auf Klein- und 
Mittelstädte in ländlichen Räumen entsteht hier jedoch 
eine Schieflage. Die Zentralen Orte in ländlichen Räumen 
haben eine deutlich geringere Einwohnerzahl als die Zen-
tralen Orte in Verdichtungsräumen. Dadurch profitieren 
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sie weniger von einer Einwohnergewichtung. Gleichzeitig 
ist der zu versorgende Verflechtungsbereich dieser länd-
lichen Zentren gemessen an der eigenen Einwohnerzahl 
deutlich größer. Die zentralörtlichen Lasten machen dann 
also einen überproportional großen Anteil aus. Diesem 
Umstand kann zielgerichteter durch sogenannte Zentrale 
Orte-Ansätze begegnet werden, die nicht nur an der eige-
nen Einwohnerzahl ansetzen, sondern an der zentralörtli-
chen Einstufung und gegebenenfalls der Größe des Ver-
flechtungsbereichs.

Darüber hinaus gibt es in vielen Bundesländern Sonder-
bedarfsansätze für geringe Siedlungsdichte (sogenannte 
Flächenansätze) oder schrumpfende Bevölkerung (soge-
nannte Demografieansätze), die insbesondere in ländli-
chen Räumen wirken. Hier ist jedoch festzustellen, dass 
dadurch meist keine erhebliche Verschiebung in der hori-
zontalen Finanzverteilung erfolgt. Die zusätzlichen Mittel 
federn in der Regel Entwicklungen etwas ab, sind aber zu 
gering, um substanziell einmalige investive Anpassungen 
bei Infrastrukturen der Daseinsvorsorge zu finanzieren. 
Dafür wären größere Finanzvolumina nötig, die im Rah-
men von Sondermitteln zur Verfügung gestellt werden 
sollten und im Folgenden diskutiert werden.

Sondermittel für Kommunalinvestitionen: Bund und Län-
der sollten Anreizstrukturen für innovative kommunale 
Anpassungskonzepte im Bereich von Infrastrukturen der 
Daseinsvorsorge schaffen. Die Basis dafür sind adäquate 
Finanzierungsinstrumente für den einmaligen investiven 
Bedarf im Bereich der materiellen Infrastrukturen, wie 
sie beispielsweise in Niedersachsen durch den „Pakt für 
Kommunalinvestitionen“ geschaffen wurden. Die Förde-
rung kommunaler Vorhaben aus einem solchen Topf sollte 
auf Basis eines integrierten kommunalen Entwicklungs-
konzepts für die Daseinsvorsorge erfolgen, in dem raum-
spezifisch (place-based) Chancen und Risiken durch Me-
gatrends wie demografischen Wandel, Klimawandel und 
Digitalisierung berücksichtigt werden. Darüber hinaus 
sollte die Schaffung zukunftsfähiger kommunaler Struk-
turen im jeweiligen Teilraum zur Auflage gemacht werden, 
die beispielsweise durch einen Ausbau der interkommu-
nalen Zusammenarbeit oder kommunale Neugliederung 
erfüllt werden kann. Solche Programme könnten beson-
ders wirksam werden, wenn verschiedene Finanztöpfe 
im Kontext einer übergreifenden Anpassungsstrategie 
gemeinsam gedacht werden. Hier wäre beispielsweise an 
eine Kombination von Landesmitteln mit Bundesmitteln 
(z. B. Sondervermögen, Entschuldungshilfen), infrastruk-
turspezifischen Finanzierungen und europäischen Struk-
tur- und Investitionsfonds zu denken. Auch die bisher nur 
in Teilen umgesetzte Idee einer eigenständigen Bund-
Länder-Gemeinschaftsaufgabe „Regionale Daseinsvor-
sorge“ sollte weiterverfolgt werden.

Strategisch-strukturelle Voraussetzungen

Kompetenzen und Strategiefähigkeit: Schaffung und ziel-
gerichtete Nutzung von Handlungsspielräumen setzen 
außer institutionellen Rahmenbedingungen und finanziel-
len Ressourcen auch die Existenz relevanter Kompeten-
zen auf kommunaler Ebene voraus. Kommunen und dort 
aktive Schlüsselakteure können ihrer Rolle als change 
agents nur gerecht werden, wenn sie die notwendigen Fä-
higkeiten und Kenntnisse haben. Dies beinhaltet nicht nur 
inhaltliches Wissen zur Diagnose infrastruktureller Anpas-
sungsbedarfe und zu den Auswirkungen aktueller und 
zukünftiger Veränderungen, sondern auch Kompetenzen, 
die die Entwicklung oder Übertragung von Lösungsan-
sätzen auf einen lokalen Kontext begünstigen. Für das 
Erreichen von Strategiefähigkeit ist eine gezielte Verzah-
nung der politisch handelnden Akteure, der Kompetenz 
der Verwaltung und der Einbindung der Bürger:innen 
notwendig. Das Themenfeld „Daseinsvorsorge“ sollte in 
regionalen Entwicklungskonzepten noch stärker betont 
und enger mit Fachplanungen für einzelne Infrastrukturen 
abgestimmt werden. Außerdem benötigen Kommunen, 
wenn sie Veränderungsprozesse anstoßen und steuern 
sollen, Einbindung und Zugriff auf lokale und überregio-
nale Netzwerke. Nur so kann sichergestellt werden, dass 
relevante Akteure beteiligt und kooperative Lösungen er-
arbeitet werden können.

Kooperationen und Einbindung: Aufgrund der Heteroge-
nität in den Ausprägungen sowie der Schwere und spe-
zifischen Form von Anpassungen der Daseinsvorsorge, 
die an verschiedenen Orten notwendig werden, sollten 
Kommunen in diesen Prozessen nicht isoliert agieren. 
Zum einen sind gerade in ländlichen Räumen, wo eine 
kritische Masse an Akteuren und Nutzer:innen schneller 
unterschritten wird, kooperative Lösungen im Rahmen in-
terkommunaler Zusammenarbeit weiter zu vertiefen und 
nicht nur auf Stadt-Umland-Räume begrenzt. Zum ande-
ren sind übergeordnete Ebenen sowie die jeweils fachlich 
relevanten Akteure einzubeziehen, um langfristige und 
infrastrukturspezifische Lösungen zu erarbeiten. Durch 
die Zusammenarbeit wird auch das gemeinsame Lernen 
auf der Basis von erfolgreichen und gescheiterten Expe-
rimenten sowie die Übertragbarkeit von Innovationen si-
chergestellt.

Schließlich ist die Partizipation von Bürger:innen an die-
sen Prozessen nicht nur für die Akzeptanz von Anpas-
sungsprozessen essenziell. Die Einbindung zivilgesell-
schaftlicher Akteure und bürgerschaftliches Engagement 
können die Erbringung der Daseinsvorsorge selbst aktiv 
unterstützen. Zivilgesellschaftliche Akteure können eben-
falls die Rolle von change agents in der Daseinsvorsor-
ge übernehmen und bei konkreten Themen vor Ort Im-
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pulse setzen. Besonders im Kontext innovativer Ansätze 
für soziale Infrastrukturen wird oft auf die Bedeutung 
des Ehrenamtes hingewiesen. Obwohl dieses zweifels-
frei einen fundamentalen Beitrag zur Sicherung der Da-
seinsvorsorge insbesondere in ländlichen Räumen leistet, 
muss auch beachtet werden, dass das Ziel keine einfache 
Verlagerung von staatlicher Verantwortung an zivilgesell-
schaftliche Akteure sein kann. Im Gegenteil: Besonders 
dort, wo die Versorgung schwierig zu sichern, teuer oder 
anderweitig vulnerabel ist, kann bürgerschaftliches Enga-
gement aufgrund mangelnder Ressourcen und fehlender 
Professionalisierung an seine Grenzen stoßen. Es ist des-
halb wichtig, Engagement zu unterstützen und zu stärken 
ohne dies als eine vermeintliche Alternative für den Rück-
zug des Staates aus seinem eigenen Aufgabengebiet zu 
verstehen.

Fazit

Abschließend ist festzuhalten, dass Kommunen im Be-
reich der Daseinsvorsorge zwar vor schwierigen Heraus-
forderungen stehen, gleichzeitig aber durch ihre dezen-
tralen Strukturen und Nähe zu Bürger:innen auch über 
große Potenziale zur Erarbeitung innovativer und raum-
spezifischer Lösungsansätze verfügen. Die Nutzung die-
ser Potenziale setzt allerdings voraus, dass den Kommu-
nen Handlungsspielräume eingeräumt und sie ermächtigt 
werden, von diesen Gebrauch zu machen. Obwohl ver-
schiedene institutionelle, finanzielle und strategisch-
strukturelle Voraussetzungen identifiziert wurden, die 
diese Prozesse begünstigen können, bleibt der Erfolg der 
Anpassung von Infrastrukturen der Daseinsvorsorge ge-
rade in ländlichen Räumen voraussetzungsvoll. Nicht alle 
Innovationsprozesse gelingen, nicht alle Lösungsideen 
können umgesetzt werden und nicht alle Anpassungen 
treffen auf die Zustimmung der Bürger:innen und anderer 
Akteure. Erschwert wird die Umsetzung innovativer An-
sätze außerdem dadurch, dass die Daseinsvorsorge von 
Pfadabhängigkeiten und technologischen, ökonomischen 
und institutionellen Lock-ins gekennzeichnet ist, die nicht 
nur auf der kommunalen Ebene überwunden werden 
müssen.  Ein produktiver Umgang mit Unsicherheit und 

dem möglichen Scheitern, sowie institutionellen Rahmen-
bedingungen, die diese Umstände abfedern und Lock-ins 
lösen können, sind deshalb im Sinne zukunftsgerichteter 
Ansätze der Regionalentwicklung unerlässlich.
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provision of public service infrastructure. The focus is on local authorities in rural areas, whose infrastructure is under particular pres-
sure to adapt and for which concepts from highly urbanised areas can only be applied to a limited extent. It is evident that local authori-
ties possess considerable potential for innovation due to their decentralised structures and proximity to local needs. However, realising 
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